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BESCHÄFTIGUNGSPOLITIK

Vollbeschäftigung durch Gewinnbeteiligung
HorstlSiebert, Konstanzt
Die Beschäftigungslage in den USA, Japan und in den europäischen Staaten hat sich im letzten Jahrzehnt
stark unterschiedlich entwickelt. Wo liegen die Ursachen? Welche Lehren lassen sich aus einer Analyse die-
ser Unterschiede für die Wirtschaftspolitik und die Tarifpartner ableiten? Prof. Dr. Horst Siebert unterbreitet
einen Vorschlag, der zur Bewältigung der nach wie vor gravierenden Beschäftigungsprobleme in der Bun-
desrepublik Deutschland einen Beitrag leisten könnte.

In der Zeit von 1973 bis 1984 sind in der Bundesrepu-
blik 1,7 Millionen Arbeitsplätze verlorengegangen, in

Großbritannien lag das Minus bei einer Million. Für Ja-
pan dagegen lautet die Vergleichszahl plus 5 Millionen.
Und in den USA sind im gleichen Zeitraum 20 Millionen
Arbeitsplätze geschaffen worden1 (vgl. die Tabellen 1
und 2). Auch wenn man die Anzahl der beschäftigten Ar-
beitnehmer als Indikator für Arbeitsplätze heranzieht, er-
gibt sich eine ähnliche Tendenz.

Angesichts dieser Zahlen drängt sich die Frage auf,
wie diese unterschiedliche Entwicklung zu erklären ist.
Der Hinweis darauf, daß in den USA ein Großteil der
neuen Stellen im Dienstleistungsbereich geschaffen
worden ist, übrigens auch im innovierenden Finanzsek-
tor, macht die Fragestellung nicht uninteressanter.
Schließlich sind in der Bundesrepublik nun schon seit
mehreren Jahren über zwei Millionen Arbeitskräfte vom
Arbeitsmarkt ausgeschlossen. Will man nicht mit Zynis-
mus auf den allmählichen Abbau des Beschäftigungs-
problems in den neunziger Jahren warten, wenn die ge-
ringere Bevölkerungszunahme den Arbeitsmarkt entla-
stet, so müssen alle nur denkbaren Lösungen zur Dis-
kussion gestellt werden.

Beschäftigungsreduzierende Anreize

Die Ursache der unterschiedlichen Entwicklung der
Beschäftigungssituation in Japan, in den USA und in Eu-
ropa liegt in der stark abweichenden Regulierung des
Arbeitsmarktes. Im japanischen „shushin koyo"-Sy-

Prof. Dr. Horst Siebert, 48, ist Ordinarius für Volks-
wirtschaftslehre und internationale Wirtschaftsbe-
ziehungen an der Universität Konstanz.
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stem hat der Arbeitnehmer der Großbetriebe lebenslang
einen sicheren Arbeitsplatz; der Arbeitsmarkt paßt sich
in der Lohnhöhe an, und zwar bei dem zweimal jährlich
gezahlten Bonus (bis zu fünf Monatsgehältern). In den
USA sind die Nominallöhne - wenn auch nicht im glei-
chen Ausmaß wie in Europa - fixiert, aber der Kündi-
gungsschutz ist nicht entwickelt. Der europäische und
auch der deutsche Arbeitsmarkt sind sowohl durch Kün-
digungsschutz als auch durch relativ starre Nominal-
löhne gekennzeichnet. An eine sektorale oder eine ge-
samtwirtschaftliche Störung kann sich der einzelne Be-
trieb weder durch eine Änderung der Lohnsätze noch
durch eine Reduzierung der bei ihm Beschäftigten an-
passen.

Es ändert leider auch nicht die beste Absicht etwas an
der Tatsache, daß die Beschäftigungssituation eines
Landes durch Angebot und Nachfrage nach Arbeit be-
stimmt wird und daß sowohl das Angebot als auch die
Nachfrage über die Lohnhöhe gesteuert werden. Aber
nicht allein die Höhe des Lohnsatzes beeinflußt das An-
gebot und die Nachfrage nach Arbeit; auch die institutio-
nellen Regeln sind ein wichtiger Bestimmungsfaktor für
Angebot und Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt. Unsere
institutionellen Regeln haben den Produktionsfaktor Ar-
beit zu einem fixen Faktor gemacht: aus der Sicht des
einzelnen Unternehmens ist der Faktor Arbeit nicht
mehr flexibel. Kündigungsschutz, Sozialpläne und eine
Reihe anderer Regeln implizieren, daß die Einstellung
eines Arbeitnehmers für ein Unternehmen eine Lang-

1 Die unterschiedliche Entwicklung in der Bundesrepublik, Großbritan-
nien, Japan und in den USA ergibt sich tendenziell auch, wenn man die
Betrachtung auf die bezahlten Beschäftigungen im nichtlandwirtschaftli-
chen Bereich beschränkt, allerdings mit einer wesentlich geringeren Ab-
nahme der Beschäftigungsverhältnisse für die Bundesrepublik, bei star-
ker Abnahme in Großbritannien, in etwa gleich großer Zunahme in den
USA und einer noch größeren Zunahme in Japan. Vgl. Tabelle 2.
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Tabelle 1
Beschäftigte, Bevölkerung, Arbeitslosigkeit und offene Stellen1

Bundesrepublik

Bevölkerung
Beschäftigte

Agrar
Industrie
Dienstl.

AI-Quote
Offene Stellen

Großbritannien

Bevölkerung
Beschäftigte

Agrar
Industrie
Dienstl.

AI-Quote
Offene Stellen

Japan

Bevölkerung
Beschäftigte

Agrar
Industrie
Dienstl.

AI-Quote
Offene Stellen

USA

Bevölkerung
Beschäftigte

Agrar
Industrie
Dienstl.

AI-Quote
Offene Stellen

1970

60 651
26 169
8,6

49,3
42,1
0,4

794

55 632
24 381
3,2

44,8
52,0

2,2
260

.103 720
50 940
17,4
35,7
46,9

1,1
521

205 052
78 678
4,5

34,4
61,1
4,8

1973

61 976
26 411
7,3'

47,5
45,2
0,8

572

56 210
24 694
2,9

42,4
54,6

2,2
403

108 660
52 590
13,4
37,2
49,4

1,3
687

211 909
85 064

4,2
33,2
62,6
4,8

1975

61 829
25 285
7,0

45,4
47,6
3,7

236

56 215
24 703
2,7

40,5
56,8

3,9
184-

111 520
52 590
12,7
35,9
51,5
1,9

338

215 973
85 846

4,1
30,6
65,3
8,3

1980

61 566
25 771
5,6

44,2
50,3
3,0

308

56 314
24 983
2,6

37,7
59,7

6,6 .
143

116 800
55 360
10,4
35,3
54,2
2,0

390

227 738
99 303
3,6

30,5
65,9
7,0

1983

61 423
24 649
5,6

42,0
52,4
7,8

75

56 377
23 470
2,7

33,6
63,7
12,0

137

119 260
57 330
9,3

34,8
56,0
2,6

361

234 496
100 834

3,5
28,0
68,5
9,4

1984

61 181
24 649

9,1
88

56 488
23 657

12,6
158

120 018
57 660

2,7
398

236 681
105 005

7,5

1 Bevölkerungs- und Beschäftigungsangaben sowie Angaben über offene Stellen in 1000. Sonstige Angaben in %.
Q u e l l e n : OECD: Labour Statistics 1963-1983, Paris 1983, sowie OECD: Main Economic Indicators, Paris, September 1985; Angaben für die offe-
nen Stellen aus: Amtliche Nachrichten der Bundesanstalt für Arbeit, verschiedene Jahrgänge; Angaben für die Beschäftigtenzahlen des Jahres 1984
aus: International Bureau of Labor: Yearbook of Labor Statistics, Genf 1985.

fristentscheidung ist, die nicht leicht revidiert werden
kann. Folglich müssen solche Entscheidungen wohl
überlegt sein. Andere Produktionsfaktoren, die flexibler
eingesetzt werden können, wie Kapital, werden bevor-
zugt. Außerdem lohnt es sich, nach arbeitssparenden
Verfahren zu suchen. Die Unternehmen werden also die
institutionellen Regelungen bei ihrer Nachfrage nach Ar-
beit antizipieren und weniger Arbeitskräfte nachfragen.
Damit erreichen die Schutzvorschriften zugunsten des
einzelnen Arbeitnehmers zwar ihr Ziel für diejenigen, die
beschäftigt sind, aber nicht für die, welche keinen Ar-
beitsplatz haben.

Der Arbeitsmarkt ist wie der Energiemarkt und der
Agrarmarkt ein" Beispiel dafür, daß über lange Fristen
von zehn und mehr Jahren ökonomische Anreize bei
den Marktteilnehmern Reaktionen hervorrufen. Die
Preiserhöhungen der OPEC 1973/74 und 1979/80 ha-
ben sowohl zu einem in dieser Höhe nicht erwarteten
zusätzlichen Angebot als auch zu einer Reduzierung
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der Nachfrage geführt. Die hohen Preise auf dem euro-
päischen Agrarmarkt produzieren uns die Butterberge,
Zuckergipfel und Milchseen, ebenso wie die mangeln-
den Anreize in den Ostblockländern - den ehemaligen
Kornkammern Europas - ein Defizit an Agrarprodukten
bewirken.

Die in Europa übliche Regulierung des Arbeitsmark-
tes war ohne gravierende Wirkung in einer Situation des
relativ stürmischen Wachstums, in der Kündigungsre-
striktionen keine Bedeutung hatten. Trifft aber die oben
skizzierte Arbeitsmarktregulierung mit einer gesamtwirt-
schaftlich rückläufigen Entwicklung und der durch die
Ölkrisen erzwungenen Neuorganisation der Produktion
zusammen und sind gleichzeitig die Nominallohnsätze
fixiert, so werden die Unternehmen reagieren, indem
Neueinstellungen unterlassen werden. Neue Arbeits-
plätze werden nicht mehr geschaffen, und gesamtwirt-
schaftlich stellt sich nach geraumer Zeit Arbeitslosigkeit
ein. Zwar hat man kurzfristig durch den Kündigungs-
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Tabelle 2
Bezahlte Beschäftigungsverhältnisse im

nicht-landwirtschaftlichen Bereich
(in Mill.)

1973 1975 1980 1983 1984

Bundesrepublik 24,247 23,512 24,335 23,318 23,279
Großbritannien 22,232 22,313 22,494 20,699 20,822
Japan 45,540 45,620 49,590 52,010 52,550
USA 80,957 82,438 95,938 97,450 101,685

Q u e l l e : International Bureau of Labor: Yearbook of Labor Statistics,
verschiedene Jahrgänge, Genf.

schütz eine Reduzierung der Beschäftigung ausge-
schlossen, auf längere Frist wird jedoch der Beschäfti-
gungsabbau programmiert.

Es sind zahlreiche Vorschläge unterbreitet worden,
wie das Problem der Arbeitslosigkeit zu lösen sei. Der
folgende Vorschlag geht von der Überlegung aus, daß
die Aufrechterhaltung des Arbeitsplatzes sowohl aus
der Sicht des einzelnen Arbeitnehmers als auch aus ge-
sellschaftlichen Zielen heraus das vorrangige Ziel sein
muß. Gleichzeitig strebt der Vorschlag an, in diesen
Schutz des Arbeitsplatzes faktisch auch diejenigen ein-
zubeziehen, die arbeitslos sind und die bei der heute
geltenden Regelung des Arbeitsmarktes draußen vor
der Tür stehen2.

Ein Vorschlag

Der Vorschlag sieht vor, die Arbeitnehmer am Gewinn
zu beteiligen. Der Lohn besteht also aus zwei Kompo-
nenten, einem sicheren Lohnsatz, der unabhängig vom
Gewinn eines Unternehmens gezahlt wird, und einer
Komponente, die vom Gewinn des einzelnen Unterneh-
mens abhängt. Der sichere, gewinnunabhängige Lohn-
satz und die Höhe des Gewinnanteils werden von den
Tarifparteien ausgehandelt. Die Beteiligung am Gewinn
ist firmenspezifisch, bezieht sich also auf den Gewinn
derjenigen Unternehmung, bei der ein Arbeitnehmer be-
schäftigt ist. Welche Vorteile weist dieser Vorschlag auf,
welche Probleme sind mit ihm verbunden?

Zunächst einmal ist nach diesem Vorschlag Arbeit
kein fixer Produktionsfaktor mehr. Die einzelne Unter-
nehmung hat keinen Anlaß, die Unkündbarkeit bei ihren
Einstellungen zu antizipieren, da sie in einer rückläufi-
gen Absatzsituation nicht sofort ein Interesse hat, Ar-
beitskräfte zu entlassen. Im Gegensatz zu der derzeiti-
gen Regelung ist der Anreiz aus dem ökonomischen Sy-
stem verschwunden, möglichst keine oder möglichst
wenige Arbeitskräfte nachzufragen. Der Effektivlohn,
also die Summe aus sicherem Lohnanteil und der Ge-
winnbeteiligung, ist flexibler geworden. Und diese zu-
sätzliche Flexibilität wird dazu beitragen, daß lang-

fristige Situationen der Arbeitslosigkeit vermieden wer-
den. Schrumpft die ökonomische Aktivität und sinken
damit die Gewinne in einer Volkswirtschaft etwa bei ei-
ner Ölkrise oder auch im Verlauf des Konjunkturzyklus,
so passen sich die Effektivlohnsätze nach unten an, und
die Beschäftigungssituation wird stabilisiert.

Ferner bringt die vorgeschlagene institutionelle Rege-
lung einen starken Anreiz für die Unternehmung mit
sich, Arbeitskräfte einzustellen. Eine Unternehmung
wird in der Regel dann einen weiteren Arbeitnehmer ein-
stellen, wenn sein Beitrag zum Gewinn die durch ihn
entstehenden Kosten, also den Lohn, übersteigt. Bei ei-
ner Gewinnbeteiligung hat die zusätzliche Einstellung
eines Arbeitnehmers den Effekt, daß die Gewinnzah-
lung an die bereits in der Firma Beschäftigten, wenn
auch nur unbedeutend, um den gewinnabhängigen
Lohn des „Neuen" reduziert wird. Seine Grenzkosten
sind für die Unternehmung geringer als seine Durch-
schnittskosten. Durch die Einstellung eines weiteren Ar-
beitnehmers kann die Unternehmung sozusagen den
Effektivlohn aller ihrer Arbeitnehmer reduzieren.

Die Regelung hat also die Konsequenz, daß sich die
Unternehmen in ähnlicher Weise um Arbeitnehmer be-
mühen wie um Konsumenten. Läßt sich die jetzige Re-
gulierung des Arbeitsmarktes aus der Sicht des Arbeit-
nehmers als ein Käufermarkt darstellen, in dem der ein-
zelne Arbeitnehmer eine relativ schwache Position hat,
so bringt die neue Regelung einen Anbietermarkt mit
sich, der dem einzelnen Arbeitnehmer mehr Optionen
einräumt. Im übrigen sorgen der Wettbewerb um Ar-
beitskräfte und das gegebene Angebot an Arbeit in einer
Volkswirtschaft dafür, daß die Löhne nicht ins Boden-
lose nach unten gedrückt werden.

Weitere Vorteile

Der Vorschlag weist aber noch eine Reihe anderer
Vorteile auf. In einer wachsenden Volkswirtschaft mit
starken Umschichtungen zwischen den Sektoren wird
sich eine Differenzierung in den Effektivlohnsätzen ein-
stellen, da expandierende Wirtschaftszweige eine hö-
here Gewinnkomponente zahlen können. Für die Arbeit-
nehmer besteht ein Anreiz, zu den besseren Unterneh-
men zu wechseln. Gleichzeitig fällt es schrumpfenden
Wirtschaftszweigen schwerer, ihre Arbeitskräfte zu hal-
ten. Der sektorale Strukturwandel wird begünstigt. Ähn-
liches gilt für eine regionale Umstrukturierung. Arbeit-
nehmer werden bereit sein, aus eigener Entscheidung
in günstigere Regionen zu wandern. Schließlich gilt die-
ses Argument auch bei der Mobilität zwischen Unter-

2 Zu diesem.Vorschlag vgl. M. L. W e i t z m a n : The Share Economy:
Conquering Stagflation, Cambridge 1984.
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nehmen in der gleichen Region und zwischen unter-
schiedlich erfolgreichen Unternehmen im gleichen Sek-
tor.

Eine unternehmensspezifische Gewinnbeteiligung
vermeidet damit einen gewichtigen Nachteil der Vor-
schläge zur Vermögensbildung, wenn diese firmenbe-
zogen durchgeführt wird. Denn eine unternehmensbe-
zogene Vermögensbildung bindet den Arbeitnehmer an
eine Unternehmung und schränkt damit die Mobilität
des Faktors Arbeit ein.

Durch die Stabilisierung der Beschäftigungssituation
bringt der Vorschlag eine Entlastung des Sozialversi-
cherungssystems mit sich, die im Hinblick auf die Finan-
zierung der Renten in den neunziger Jahren höchst er-
wünscht ist. Auch stellt sich eine Entlastung des Staats-
haushalts ein, da weniger Zuschüsse zur Arbeitslosen-
versicherung zu erwarten sind.

Ein weiterer Vorteil des Verfahrens ist darin zu sehen,
daß der einzelne Arbeitnehmer unmittelbares Interesse
am Geschehen in seiner Unternehmung nimmt.
Schließlich könnte der Vorschlag eine integrative Funk-
tion für die Gesamtgesellschaft haben.

Mögliche Einwände

Die Gewinnbeteiligung wird unter anderem auf die fol-
genden Einwände stoßen. Die Regelung nimmt dem Ar-
beitnehmer zwar das Risiko der Arbeitslosigkeit, aber
sie bürdet ihm das Risiko auf, in ungünstigen Konjunk-
turlagen und Unternehmenssituationen keine Gewinn-
komponente seines Lohnes zu erhalten. Immerhin ste-
hen diesem Risiko die Chance eines höheren Effektiv-
lohns in der Hochkonjunktur und die positive Lösung
des makro-ökonomischen Beschäftigungsproblems ge-
genüber. Unternehmens- oder sektorbezogene Risiken
kann der Arbeitnehmer im übrigen reduzieren, indem er
auf expandierende Wirtschaftszweige und kräftige Un-
ternehmen ausweicht. Der Arbeitnehmer kann also
seine Risikoeinstellung bei der Arbeitsplatzwahl ins
Spiel bringen. Arbeitgeber, die nach ihrer Funktion auf
Dauer keinen Gewinn erzielen, können auch keine Ge-
winnkomponente zahlen. Dies gilt in erster Linie für den
Staat. Arbeitnehmer im staatlichen Bereich würden also
nur den sicheren Lohn erhalten. Da sie kein Arbeits-
platzrisiko kennen, ist dieses Vorgehen gerechtfertigt.

Die Gewinnbeteiligung läuft auf eine Differenzierung
der Effektivlohnsätze zwischen verschiedenen Unter-
nehmen, Wirtschaftszweigen und Regionen hinaus.
Darin liegt ja gerade auch ein Motiv dieses Vorschlags.
Die Regelung würde ad absurdum geführt, wenn ein
zentraler gesamtwirtschaftlicher oder auch ein sektor-
bezogener Gewinnpool geschaffen würde, dessen Fi-
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nanzmittel dann gleichmäßig auf alle Arbeitnehmer oder
auch alle Beschäftigten eines Wirtschaftszweiges ver-
teilt würden. Denn dann würde die angestrebte Flexibili-
tät wieder aufgehoben.

Die Differenzierung der Effektivlöhne bedeutet, daß
die Lohnsätze zwischen gleichartigen Beschäftigungen
in unterschiedlichen Unternehmen variieren. Möglicher-
weise stößt dies auf verfassungsrechtliche Bedenken.
Aber die derzeitige Regulierung des Arbeitsmarktes
bringt die Ungleichheit zwischen denjenigen, die be-
schäftigt sind und denjenigen, die nicht beschäftigt sind.
Es muß abgewogen werden zwischen der derzeitigen
Ungleichheit in der Beschäftigungslage und einer Diffe-
renzierung in der Lohnhöhe. Es spricht einiges dafür,
daß eine Differenzierung zwischen Beschäftigung und
Arbeitslosigkeit einen gravierenderen Eingriff in die in
der Verfassung verbrieften Rechte darstellt als eine Un-
terscheidung in der Lohnhöhe.

Weitere Auswirkungen

Eine offene Frage ist, ob dieser Vorschlag nicht den
Konjunkturzyklus verschärft. Denn im Konjunkturver-
lauf variieren der Effektivlohn, die Lohnsumme und da-
mit die gesamtwirtschaftliche Nachfrage, so daß von da-
her die Depression verschärft würde. Aber gleichzeitig
wird die Beschäftigungssituation stabilisiert, so daß die
lohnbedingte Variation in der Lohnsumme geglättet
wird. Ferner ist damit zu rechnen, daß die Haushalte
durch ihr Sparverhalten für ungünstigere Lohnsituatio-
nen Vorsorgen und damit ihre Nachfrage über den Kon-
junkturverlauf ausgleichen. Die Sozialversicherung wird
entlastet, da Arbeitslosigkeit vermieden wird; die Not-
wendigkeit eines staatlichen Gegensteuerns wird also
verringert. Ferner werden die privaten Investitionen we-
niger stark schwanken, da die dem Unternehmen ver-
bleibenden Gewinne ebenfalls im Konjunkturverlauf ge-
glättet werden. Außerdem wird die Depression auch da-
durch gemildert, daß die rückläufigen Effektivlöhne den
Außenbeitrag steigen lassen und auf diese Weise die
gesamtwirtschaftliche Nachfrage stimulieren.

Die Erfahrungen mit der Arbeiterselbstverwaltung,
etwa in Jugoslawien, legen den Schluß nahe, daß bei ei-
nem Wirtschaftssystem mit Gewinnbeteiligung die Ar-
beitnehmer ein Interesse daran entwickeln, die Arbeits-
plätze im Unternehmen zu monopolisieren und mög-
lichst keine weiteren Arbeiter einzustellen. Aus diesem
Grund muß die Entscheidung über die Einstellung also
dem Unternehmen überlassen bleiben. Aus dem glei-
chen Grund kann nicht die Arbeitnehmerseite jüber die
Kapitalbildung entscheiden. Denn gerade das jugosla-
wische Beispiel zeigt, daß Arbeitnehmer ein Interesse
daran haben, möglichst schnell am Gewinn beteiligt zu
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werden und die zukünftigen Interessen der Unterneh-
mung gering anzusetzen. Ihre Zeitpräferenzrate ist also
relativ hoch.

Schließlich stellt sich die Frage, ob eine Gewinnbetei-
ligung die Kapitalbildung in einer Volkswirtschaft negativ
beeinflußt. Die derzeitige Regelung des Arbeitsmarktes
enthält einen systematischen Anreiz, Kapital statt Arbeit
einzusetzen. Von daher haben wir zuviel Kapital relativ
zur Arbeit. Gleichzeitig wird diesem Anreiz durch eine
Fülle von Regelungen entgegengewirkt, deshalb haben
wir zu wenig neues und zu viel altes Kapital?Die Ge-
winnbeteiligung beseitigt die Verzerrung zugunsten der
Kapitalbildung im Vergleich zur Arbeit, sie mindert die
Anreize zur Auffindung arbeitssparenden technischen
Fortschritts, und sie erlaubt wegen ihrer inhärenten star-
ken Nachfrage nach Arbeit eine großzügigere Einstel-
lung zu neuen Technologien.

Fazit

Vorschläge vom Schreibtisch stehen im Wettbewerb
mit erprobten Regelungen, die den Vorzug haben, daß
eine Gesellschaft weiß, wie sie in der Praxis funktionie-
ren. Eine Änderung eines für eine Gesellschaft so zen-
tralen Bereichs wie des Arbeitsmarktes berührt zahlrei-
che Aspekte, die hier nicht alle angesprochen werden
können. Möglicherweise enthält die Umsetzung dieses

Vorschlags für die Gesellschaft und für beide Tarifpar-
teien einige Unbekannte. Die Gewerkschaften werden
die Gefahr einer Dezentralisierung und Individualisie-
rung der Tarifverträge fürchten und Probleme einer
schlechteren Organisierbarkeit der Arbeitnehmer se-
hen. Die Unternehmer werden die Sorge haben, daß sie
möglicherweise in der Gewinnverwendung nicht mehr
frei entscheiden können.

Aber für die Gesellschaft insgesamt könnte sich eine
erfreuliche Lösung des infolge neuerTechnologien auch
in den neunziger Jahren anstehenden Beschäftigungs-
problems einstellen. Der Vorschlag bringt stärkere An-
reize zur Nachfrage nach Arbeit mit sich. Ähnlich wie die
Bereitstellung von Gütern in Marktwirtschaften durch
richtige Anreize und nicht durch ein explizit formuliertes
Ziel der „Warensicherheit" wie in sozialistischen Volks-
wirtschaften gelöst wird, sind richtige Anreize zur Nach-
frage nach Arbeit wichtiger als gesetzliche Deklaratio-
nen. Der Vorschlag räumt dem einzelnen Arbeitnehmer
mehr Optionen ein und bringt ihn in eine würdigere Lage
auf dem Arbeitsmarkt; die neue Regelung verlangt von
ihm gleichzeitig größere eigenverantwortliche Entschei-
dungen. Nicht zuletzt eröffnet der Vorschlag die Mög-
lichkeit einer stärkeren Integration der Arbeitnehmer in
das System der sozialen Marktwirtschaft; er leistet da-
mit einen unschätzbaren Beitrag zu einer langfristigen
politischen Stabilisierung der westlichen Demokratien.
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STRATEGIEN KURZFRISTIGER GELDMENGENSTEUERUNG

Die vorliegende Studie beschäftigt sich mit der Frage, wie eine Geldmengen-
steuerung zu implementieren ist und wie exakt sie erfolgen kann. Seitdem die
Bundesbank im Jahre 1974 erstmals ein Geldmengenziel bekanntgab, stand im
Mittelpunkt der geldpolitischen Diskussion, ob eine Geldmengenregel besser als
eine Zinsorientierung zur Stabilisierung der Wirtschaft geeignet sei. Die Studie
analysiert die mit der Steuerung des Geldvolumens verbundenen Probleme und
entwickelt Verfahren der kurzfristigen, monatlichen Kontrolle der Geldmengen-
entwicklung in der Bundesrepublik. Die empirische Evaluierung dieser Verfahren
zielt vor allem auf zwei Bereiche ab: Die Kontrollierbarkeit alternativer monetärer
Aggregate und die Beurteilung der aktuellen Geldmengensteuerung der Bundes-
bank.
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